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Samtgemeinde Nordkehdingen

Landkreis Stade

7. Flächennutzungsplanänderung
    "Erneuerbare Energien / Tierhaltung"

Ingenieurbüro Prof. Dr. Oldenburg 
Immissionsprognosen  Umweltverträglichkeitsstudien   Landschaftsplanung 
Beratung und Planung in Lüftungstechnik und Abluftreinigung 
Osterende 68, 21734 Oederquart
Tel.:  04779 92500 0
Fax.: 04779 9250029
www.ing-oldenburg.de

Übersichtsplan 1 : 50.000

Planzeichenerklärung
nach der Planzeichenverordnung v. 18.12.1996

Grenzen des Änderungsbereichs

Darstellungen ohne Normcharakter und 
nachrichtliche Übernahmen (BauGB § 5.4)

Flurstücksgrenzen

Sonstige Sonderbaufläche
"Erneuerbare Energien / Tierhaltung"

Baubestand

Flächen für örtliche Hauptverkehrszüge (BauGB § 5.2.3)

Übergeordnete Straße

Gräben und Fließgewässer

Art und Maß der baulichen Nutzung (BauGB § 5.2.1)

SO
EE-TH

SO
EE-TH

Präambel 
Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 58 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Samtgemeinde 
Nordkehdingen diese 7. Änderung des Flächennutzungsplanes, bestehend aus der 
Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Darstellungen, beschlossen. 
 
Freiburg, den 
 
 

Der Samtgemeindebürgermeister
 
Verfahrensvermerke 
Planverfasser 
Der Entwurf der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde ausgearbeitet von  
Martin Nockemann, Dipl.- Ingenieur Landschaftsplanung, Ing.- Büro Oldenburg, Oederquart. 
 
 

Oederquart, den 
 
Öffentliche Auslegung 
In seiner Sitzung am ……………… hat der Rat der Samtgemeinde Nordkehdingen beschlossen, 
für das Teilgebiet „Erneuerbare Energien / Tierhaltung“ die Entwürfe zur 7. Änderung des 
Flächennutzungsplans gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen. 
 Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ……………… ortsüblich 
bekanntgemacht. 
Der Entwurf der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes mit der Begründung und die 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom ……………
bis ……………… gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.  
 
 
Freiburg (Elbe), den 
 
 

Der Samtgemeindebürgermeister 
 
Feststellungsbeschluss 
Der Rat der Samtgemeinde Nordkehdingen hat nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß  
§ 3 Abs. 2 BauGB die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes nebst Begründung in seiner 

Sitzung am ……………………… beschlossen. 
 
Freiburg (Elbe), den 
 

 
Der Samtgemeindebürgermeister

Genehmigung 
Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes ist mit Verfügung (Az.:…………………………………) 
vom heutigen Tage unter Auflagen / mit Maßgaben / mit Ausnahme der durch ………………… 
kenntlich gemachten Teile gemäß § 6 BauGB genehmigt. 
 

Stade, den 
 
 

Beitrittsbeschluss 
Der Rat der Samtgemeinde Nordkehdingen ist den in der Genehmigungsverfügung vom

.................................... (Az.:...........................) aufgeführten Auflagen / Maßgaben / 
Ausnahmen in seiner Sitzung am ................ beigetreten. 
 

Freiburg (Elbe), den 
 
 

Der Samtgemeindebürgermeister

 
Bekanntmachung 
Die Erteilung der Genehmigung der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes ist gemäß § 6 

Abs. 5 BauGB am …………………………………. im Amtsblatt des Landkreises Stade Nr. ........ 
bekanntgemacht worden. 

Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes ist damit am ...... wirksam geworden. 
 
Freiburg (Elbe), den 
 

 
Der Samtgemeindebürgermeister 

 
Verletzung von Vorschriften 
Innerhalb eines Jahres nach Wirksamwerden der 7. Änderung des Flächennutzungsplans ist 
die Verletzung von Vorschriften bei Zustandekommen der 7. Änderung des 

Flächennutzungsplans und der Begründung nicht geltend gemacht worden. 
 
Freiburg (Elbe), den 

 
 

Der Samtgemeindebürgermeister

Hinweise 

Bei Erdarbeiten im Plangebiet können archäologische Funde zutage treten. Dabei kann es 

sich z.B. um Tongefäßscherben, Urnen, Steingeräte, Metallgegenstände, Knochen, 
Gegenstände aus Leder oder Holz oder z.B. um Steinkonzentrationen, 

Holzkohleansammlungen, Aschen, Schlacken, auffällige Bodenverfärbungen etc., auch 
geringe Spuren solcher Funde, handeln. 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
gemacht werden, so sind diese Funde meldepflichtig (S 14 Abs. 1 Nds. 

Denkmalschutzgesetz). Diese Funde sind unverzüglich der zuständigen unteren 
Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Stade und dem Niedersächsischen Landesamt für 

Denkmalpflege, Referat Archäologie zu melden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der 

Arbeiten und der Unternehmer. 
Der geplante Beginn von Erdarbeiten ist mindestens vier Wochen vorher schriftlich bei der 

Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Stade und beim Nds. Landesamt für 

Denkmalpflege - Referat Archäologie, Scharnhorststraße  1, 30175 Hannover, 
anzuzeigen, damit eine Beobachtung der Erdarbeiten stattfinden kann. Die Anzeigepflicht 
bezieht sich auf evtl. Rodungsarbeiten, den Oberbodenabtrag und auf alle in den Unterboden 

reichenden Erdarbeiten. 
Zutagetretende archäologische Funde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen 

nach der Anzeige unverändert zu lassen, für ihren Schutz ist Sorge zu tragen (§ 14 (2) 

NDSchG), wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
- Download vom Server -
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Flächen für die Landwirtschaft

Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
(BauGB § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a/b)

Flächen für die Landwirtschaft  (BauGB § 9 Abs.1 Nr. 18a)

Flächen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB)

Flächen mit Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

1:5.000

Textliche Darstellungen 

Der Umfang baulicher Erweiterungen ist auf 2 Hähnchenmastställe mit jeweils max. 44.000 

Tierplätzen, die erforderlichen Nebenanlagen und einen Gärrestbehälter zu begrenzen. Die 
im Bereich der 7. Flächennutzungsplanänderung insgesamt zulässigen Tierplätze sollen 

152.000 Mastplätze nicht überschreiten.  

Die Erschließung von Neubauten am Standort soll vorrangig über die vorhandenen 

Erschließungsflächen erfolgen. 




